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Politikplan 2023 - 2027

Bei der Behandlung dieses Geschäfts wird David Portner, Finanzverwalter beigezogen.

Ausgangslage

Der Politikplan ist eine Darstellung des Umsetzungsprogramms verbunden mit dem Finanzplan. Mit
diesem Führungsinstrument kann das Parlament die langfristige Politik des Gemeinderats besser
nachvollziehen.

Rechtsgrundlagen

 Gemeindeverfassung vom 30. November 2003 (SSGZ 101.1); Art. 22

 Geschäftsordnung des Grossen Gemeinderats (SSGZ 151.21); Art. 35

Inhalt des aktuellen Politikplans

Im Zentrum des Politikplans stehen das Umsetzungsprogramm und der Finanz- und Investitionsplan
für die Jahre 2023 – 2027. Inhaltlich ist das Dokument wie in den Vorjahren aufgebaut.

Erläuterung zum Umsetzungsprogramm 2023

Das Umsetzungsprogramm hat in der Planperiode folgende Änderungen erfahren:

a) Neu aufgenommen wurde im Vergleich zum Vorjahr der Lösungsansatz
3.6 Wir leisten für den Gewässerschutz, die Abfallentsorgung und den Umgang mit Frischwasser

einen wichtigen Beitrag.

b) Nicht mehr zu finden sind im Vergleich zum Vorjahr die Lösungsansätze
Keine.

c) Umformuliert wurden im Vergleich zum Vorjahr die Lösungsansätze
Keine.
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Motion Raymond Känel (Die Mitte) und Mitunterzeichnende betreffend «Abbau strukturelles
Defizit in der Legislatur 2021 – 2025»

Formelles
Der Grosse Gemeinderat hat an seiner Sitzung vom 27. Januar 2021 die Motion «Abbau strukturelles
Defizit in der Legislatur 2021 – 2025» teilweise erheblich erklärt. Es ist aufzuzeigen, mit welchen
Massnahmen, Einsparungen und/oder Mehreinnahmen innerhalb der Legislatur 2021 – 2025 das
strukturelle Defizit abgebaut und auf null gebracht werden soll. Wie in der Antwort des Gemeinderats
ausgeführt, handelt es sich um eine sogenannte Richtlinienmotion im abschliessenden
Zuständigkeitsbereich des Gemeinderats (vgl. Art. 49 Abs. 2 der Gemeindeverfassung, SSGZ 101.1
und Art. 35 Abs. 2 und 3 der Geschäftsordnung des Grossen Gemeinderats, SSGZ 151.21). Die
Abschreibung der Motion erfolgt nach der Behandlung des Berichts im Parlament stillschweigend
(ohne formellen Beschluss). Nachfolgend einige Erläuterungen zum erheblich erklärten Motionspunkt.

Allgemeines
Der Begriff «strukturelles Defizit» wird vom Gemeinderat im Finanzleitbild/Finanzstrategie vom
Dezember 2018 wie folgt ausgeführt: «Ein strukturelles Defizit ist zu vermeiden und mittelfristig zu
beseitigen. Die Verlagerung der Zahlungsverpflichtung auf künftige Generationen lässt sich politisch
leichter durchsetzen als eine Steuererhöhung oder eine Kürzung der Ausgaben. Hinweise für
mögliche strukturelle Defizite sind in der Jahresrechnung im mehrstufigen Erfolgsausweis, bei der
Selbstfinanzierung und in der Geldflussrechnung erkennbar. Je höher der Selbstfinanzierungsanteil,
desto grösser der Spielraum für Schuldenabbau oder die Finanzierung von Investitionen und deren
Folgekosten.»

Der Gemeinderat dokumentiert mit der jährlichen rollenden Finanzplanung die mutmassliche
Entwicklung des Finanzhaushalts der Gemeinde. Seit mehreren Jahren wird zusammen mit dem
Finanzplan eine Planvariante für den allgemeinen Haushalt erstellt. Die Planvariante rechnet mit
einem Korrekturfaktor in der Erfolgsrechnung im Umfang von etwa einem halben Steueranlagezehntel
an Besserstellungen. Es gilt jedoch die finanzielle Situation der Gemeinde gesamtheitlich zu
betrachten. Unter Berücksichtigung der Rechnungsergebnisse sowie den jährlichen
Entwicklungstendenzen gilt es, das finanzielle Gleichgewicht des kommunalen Finanzhaushalts
sicherzustellen. In diesem Zusammenhang ist die politische Machbarkeit von Steuererhöhungen und
Sparmassnahmen auszuloten. Neue gemeindeeigene Aufgaben sind jeweils vor der
Beschlussfassung auf die wiederkehrenden Folgekosten zu prüfen. Das Vollziehen von Spar- und
Verzichtsmassnahmen bedarf jeweils politischen Mehrheiten. Der kurzfristige finanzielle
Handlungsspielraum der Gemeinde fällt bekanntlich eher bescheiden aus. Bei gleichbleibenden
beziehungsweise zunehmenden Aufwendungen sowie unter Annahme der stagnierenden oder
moderat zunehmenden Fiskalerträge ist eine Anpassung der Steueranlage oder der
Liegenschaftssteuer angezeigt.

Minderausgaben, Einsparungen
Im Jahr 2015 hat der Gemeinderat alle politischen Parteien des Grossen Gemeinderats zu einem
Meinungsbildungsprozess «Runder Tisch Gemeindefinanzen» eingeladen. Es wurden Informationen
über die Grundlagen des Finanzhaushalts und die Aufgabenerfüllung sowie der mögliche
Handlungsspielraum im kommunalen Finanzhaushalt vorgestellt. Aus der Mitte der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer wurden Vorschläge für Verbesserungsmassnahmen des Gemeindefinanzhaushalts
zusammengetragen. Dabei zeigte sich, dass der kurzfristige finanzielle Handlungsspielraum der
Gemeinde äusserst bescheiden ausfällt. In der Folge wurden im Jahr 2016 die vielfältigen
Aufgabenfelder eines Gemeinwesens mit einer internen Aufgabenüberprüfung durchleuchtet. Ziel war
die direkt oder indirekt beeinflussbaren Spar- und Verzichtsmassnahmen zu erheben. Insbesondere
die durch die Gemeinde selbstgewählten Aufgaben wurden analysiert und die Erfüllung auf eine
effiziente und zielorientierte Bewältigung geprüft. Es wurde erneut ersichtlich, dass die bewährte und
für den Gemeinderat unverzichtbare jährliche Zero-Base-Budgetierung eine wichtige Grundlage
darstellt und ihre Wirksamkeit im Budgetprozess unterstrichen wird. Der Gemeinderat hat unter den
Aspekten von Relevanz, Ergiebigkeit, Wichtigkeit der Massnahme und der möglichen politischen
Akzeptanz die rund 200 Vorschläge/Beurteilungen bewertet. Die Massnahmen aus der Bewertung im
Umfang von etwa Fr. 95'000.00 an wiederkehrenden Ausgaben wurden umgesetzt und flossen in die
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folgenden Budgets und Rechnungen ein. Hohe substantielle und wiederkehrende Einsparungen für
einzelne Ausgabenpositionen konnten nicht eruiert werden. Sollen auf wiederkehrende
Aufwandpositionen über Fr. 10'000.00 verzichtet werden, ginge dies mit einem Dienstleistungsabbau
einher, wofür politische Mehrheiten Grundvoraussetzung sind, welche diese Massnahmen auch
Mittragen müssten. Es gilt in diesem Zusammenhang die politische Machbarkeit von
Sparmassnahmen und/oder Steuererhöhungen auszuloten. Bei der Erarbeitung des Budgets macht
der Gemeinderat im Vorfeld die Departemente, Kommissionen und Verwaltungsabteilungen auf die
finanziellen Gegebenheiten und Möglichkeiten aufmerksam. Die zahlreichen Anliegen und
Bedürfnisse finanzieller Natur werden während des Budgetprozesses von den politischen Akteuren
beraten und erwahrt und fliessen jeweils ins Budget beziehungsweise in die Finanzplanung ein. Nebst
den einmaligen Budgetkürzungen sind namhafte dauernde Einsparungen wenig realistisch. Vielmehr
sind bei neuen gemeindeeigenen Aufgaben jeweils die wiederkehrenden Folgekosten in die
Entscheidungsfindung einzubeziehen.

Auswirkungen einer Steuererhöhung
Die Finanzverwaltung hat die Auswirkungen einer Erhöhung der Steueranlage von 1.40 auf 1.45
beziehungsweise 1.50 Einheiten für den allgemeinen Haushalt berechnet. Die in der Spalte Differenz
ausgewiesenen Beträge beziehen sich auf das Ergebnis mit einer Steueranlage von 1.40 Einheiten.
Als Grundlage dienen die Budgetwerte vom Jahr 2023. Es gilt zu beachten, dass es sich in den
nachfolgenden Tabellen um approximative Werte handelt.

Die grössten Auswirkungen einer Steuererhöhung sind bei den Einkommens-, Vermögens- und
Gewinnsteuern feststellbar, wobei gemäss den Berechnungen die einzelnen Steuerbeträge in den
entsprechenden Einkommensklassen grösstenteils moderat ausfallen dürften. Bei den
Steuerausscheidungen wird die Ertragsverbuchung erst in den Folgejahren vorgenommen, d. h. nach
Vornahme der definitiven Taxation, welche zeitlich verzögert erfolgen. Die Erhöhung eines halben
Steueranlagezehntels ergibt ein Mehrertrag von rund 0.86 Mio. Franken; eine Anpassung auf 1.50
Einheiten macht einen Mehrertrag von etwa 1.72 Mio. Franken aus.

Auswirkungen einer Steuererhöhung auf die Steuerpflichtigen
Nachfolgend einige Rechenbeispiele, was eine Steuererhöhung auf die Steuerpflichtigen in
verschiedenen Einkommensklassen finanziell ausmacht. Kinderabzüge und Berufskosten wurden
dabei berücksichtigt. Die Differenz bezieht sich jeweils auf die Steueranlage von 1.40 Einheiten.
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Erhöhung der Liegenschaftssteuer
Die Liegenschaftssteuer darf nach dem Steuergesetz (vgl. Art. 261 Abs. 2, BSG 661.11) höchstens
1.5 Promille des amtlichen Werts ausmachen. Die Differenz bezieht sich auf den gültigen
Liegenschaftssteuersatz von 1.0 Promille des amtlichen Werts. Die Erhöhung der
Liegenschaftssteuern um 0.1 Promille-Punkte ergibt einen Mehrertrag von rund 0.23 Mio. Franken.

Eine Erhöhung der Liegenschaftssteuer betrifft die Eigentümer, welche eine Liegenschaft in der
Gemeinde besitzen. Ausgenommen von der Liegenschaftssteuer sind Bund, Kanton und Gemeinden.
Infolge der allgemeinen Neubewertung der nichtlandwirtschaftlichen Grundstücke (AN20) erhöhten
sich die Liegenschaftssteuern für die Eigentümer/-innen ab dem Steuerjahr 2020.

Festsetzung der Steueranlagen
Die ordentliche Steueranlage der Gemeinde wird jährlich mit dem Budget festgelegt. Der Satz der
Liegenschaftssteuer wird ebenfalls zusammen mit dem kommunalen Budget festgesetzt.
Seit dem Steuerjahr 2021 dürfen der Kanton und die Gemeinden für natürliche und juristische
Personen unterschiedliche Steueranlagen festlegen. Diese dürfen höchstens 20 Prozent voneinander
abweichen. Dabei ist eine Gleichbehandlung von juristischen und natürlichen Personen anzustreben
und zu wahren. Der Gemeinderat sieht daher von unterschiedlichen Steueranlagen für natürliche und
juristische Personen ab.

Schlussbemerkungen
Mit den Ergebnissen der Finanzplanung 2023 – 2027 steht ein Anpassen der aktuellen Steueranlage
von 1.40 Einheiten oder der Ansatz der Liegenschaftssteuer (1.0 Promille des amtlichen Werts) nicht
im Vordergrund. Die defizitären Planergebnisse sind in der Planperiode rückläufig. Gegen Ende des
Planzeitraums wird unter Annahme der derzeitigen Plangrundlagen mit ausgeglichen Ergebnissen
gerechnet. Vor allem der Wegfall des abschreibungspflichtigen Verwaltungsvermögens aus dem
Übergang zum aktuellen Rechnungslegungsmodell dient der Verbesserung des
Gemeindefinanzhaushalts. Es gilt, die Selbstfinanzierung zu stärken und unter Berücksichtigung der
effektiven Rechnungsergebnisse die finanzielle Entwicklung weiterhin sorgsam zu planen.
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Erläuterungen zum Finanz- und Investitionsplan 2023 – 2027

Einleitung
Der Finanzplan gibt einen Überblick über die mutmassliche Entwicklung des Finanzhaushalts der
Gemeinde für die nächsten fünf Jahre. Seine Hauptaufgabe ist, der Gemeinde mittelfristig einen
ausgeglichenen Finanzhaushalt zu sichern. Der Finanzplan ist rechtlich nicht verbindlich.

Konkret soll die Finanzplanung folgenden Zwecken dienen:

 Sachzwänge verhindern, indem die Haushaltsentwicklung frühzeitig beurteilt und nötige
Korrekturmassnahmen rechtzeitig eingeleitet werden können;

 Als Führungs- und Koordinationsinstrument für den Gemeinderat und die Verwaltung;

 Als finanzpolitisches Führungsinstrument für den Gemeinderat und für das Parlament.

Rechtsgrundlagen
Gemäss Art. 64 ff der kantonalen Gemeindeverordnung (GV, BSG 170.111) erstellen die Gemeinden
einen Finanzplan und passen ihn jährlich der Entwicklung an. Die Direktionsverordnung über den
Finanzhaushalt der Gemeinden (FHDV, BSG 170.511) enthält zudem verbindliche Weisungen (vgl.
Art. 21 ff), was den erweiterten Vorbericht begründet. Die Gemeinde Zollikofen integriert den
Finanzplan in den Politikplan. Dieser Politikplan wird dem Grossen Gemeinderat jährlich zur
Kenntnisnahme unterbreitet (vgl. Art. 22 i. V. mit Art. 54 Gemeindeverfassung vom 30. November
2003, SSGZ 101.1).

Ergebnis der Finanzplanung
Im Vergleich zur Vorjahresplanung fallen die prognostizierten Resultate der Erfolgsrechnung im
allgemeinen Haushalt besser aus. Mit den wirtschaftlichen Entwicklungsfaktoren und der Zunahme an
steuerpflichtigen Personen wird von steigenden Steuererträgen ausgegangen. Auch mit der
tendenziell konjunkturellen Abschwächung wird mit stabilen Zuwachsraten gerechnet.

Die Parameter des Finanz- und Lastenausgleichs haben sich zum Vorjahr aufgrund tieferer Ansätze je
Einwohner/-in günstig entwickelt. Mit der steigenden Wohnbevölkerung sind gleichwohl höhere
Gemeindeanteile zu finanzieren.

Das in den Planjahren durchschnittliche defizitäre Ergebnis der Erfolgsrechnung von 0.34 Mio.
Franken kann durch den vorhandenen Bilanzüberschuss ausgeglichen werden. In gesetzlicher
Hinsicht bleibt das Finanzhaushaltsgleichgewicht gewahrt. Die Rechnungsreserven werden massvoll
verringert und verbleiben auf solidem Niveau.

Aus den betrieblichen Ergebnissen resultiert in den Planjahren jeweils eine ungenügende
Selbstfinanzierung. Es werden nicht genügend selbst erarbeitete Mittel (Cash-Flow) für die
Finanzierung von Investitionsvorhaben zur Verfügung stehen. In den Planjahren werden die
Ergebnisse mitunter mit buchmässigen ausserordentlichen Erträgen (Auflösung
Neubewertungsreserve) verbessert. Mit solchen Geschäftsfällen erfolgt jedoch kein geldmässiger
Mittelzufluss. Die negativen Ergebnisse aus der betrieblichen Tätigkeit weisen auf einen
unzureichenden Mittelzufluss hin. Der Trend einer steten Neuverschuldung bleibt in den Planjahren
bestehen. Der finanzielle Handlungsspielraum bleibt aufgrund der unbefriedigenden
Selbstfinanzierung eingeschränkt.

Der Finanzplan ist wegen der unsicheren Wirtschaftsprognosen – mit allen ihren Auswirkungen auf
Teuerung, Zinsen, Arbeitsmarkt, Lohnentwicklung, usw. – zu wenig konkret um verlässliche Schlüsse
auf künftige Rechnungsabschlüsse zu ziehen. Diesen unsicheren Entwicklungen unterliegt
insbesondere der Fiskalertrag, welcher die jährliche Hauptertragsquelle darstellt. Die Gemeinde bleibt
– nebst der Festsetzung der kommunalen Steueranlage – von der kantonalen Steuerpolitik und deren
finanziellen Auswirkungen sowie von der allgemeinen Wirtschaftslage abhängig.
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Schlussbemerkungen des Gemeinderats
Der Gemeinderat und die Finanzkommission erachten den Finanzplan 2023 – 2027 aufgrund der
soliden Ausgangswerte als vertretbar.

Die Selbstfinanzierung vermag während des Planzeitraums nicht zu befriedigen. Auch mit dem
Wegfall des abschreibungspflichtigen Verwaltungsvermögens aus dem Übergang zum aktuellen
Rechnungslegungsmodell verbleibt ab dem Planjahr 2026 ein negativer Selbstfinanzierungssaldo.
Der Finanzhaushalt erwirtschaftet zu wenig finanzielle Mittel, um die Finanzierung der Investitionen
und deren Folgekosten dauerhaft zu sichern. Es gilt, die gute Schuldensituation zu wahren und
möglichst fortzuschreiben.

Die Finanzplanvariante mit einer Besserstellung im Umfang eines halben Steuerzehntels (höherer
Fiskalertrag und Minderaufwendungen) zeigt auf, dass in der Erfolgsrechnung die prognostizierten
Ergebnisse und die Selbstfinanzierung gestärkt würde.

Aus Sicht der Gemeindebehörden ist im Finanzplan 2023 – 2027 unter Berücksichtigung der
Rechnungsergebnisse keine Korrektur bezüglich Steueranlagen erforderlich. Neue gemeindeeigene
Aufgaben sind jeweils vor der Beschlussfassung vertieft auf die wiederkehrenden Folgekosten
beziehungsweise auf die Tragbarkeit zu prüfen und in die Entscheidungsfindung einzubeziehen. Es
bleibt eine stete Aufgabe der Exekutiv- und Legislaturbehörden, das Erhalten von gesunden
öffentlichen Finanzen sicherzustellen, damit die kommunalen Aufgaben und politischen Ziele
dauerhaft erfüllt werden können.

Antrag Gemeinderat

1. Der Politikplan 2023 – 2027 wird zur Kenntnis genommen.
2. Die stillschweigende Abschreibung der Motion Raymond Känel (Die Mitte) und

Mitunterzeichnende betreffend «Abbau strukturelles Defizit in der Legislatur 2021 – 2025» wird zur
Kenntnis genommen.

Beratung

GGR-Präsident Matthias Widmer (FDP): Das Eintreten ist vorgegeben. Wir würden zuerst
allgemeine Bemerkungen behandeln und anschliessend seitenweise durch die Papiere gehen.

GPK-Sprecherin Ruth Kaufmann (GFL): Nur eine allgemeine Bemerkung. Die GPK bedankt sich
herzlich für die gut aufgebauten, strukturierten Unterlagen und bedankt sich auch beim
Finanzverwalter David Portner und beim zuständigen Gemeinderat Markus Burren für die
Beantwortung aller Fragen.

Gemeinderat Markus Burren (SVP): Zum Politik- und Finanzplan: Der Finanzplan rechnet in den
Planjahren mit einem durchschnittlichen Aufwandüberschuss von 0.5 Mio. Franken. Bei der
Einführung von HRM2 hat das Verwaltungsvermögen aus dem HRM1 bestanden, welches letztmals
im 2025 abgeschrieben wird. Dadurch gibt es ab 2026 finanzielle Entlastung für die Folgejahre. Der
Selbstfinanzierungsgrad ist während dem Planzeitraum ungenügend, sprich, wir geben mehr aus als
wir erwirtschaften. Jedoch, aus Sicht der finanziellen Ausgangslage können wir uns das leisten.

Peter Nussbaum (SVP): Zuerst kurz zum Umsetzungsprogramm: Da hat sich nicht viel verändert,
nur ein Lösungsansatz ist neu dazugekommen. Was man bei den einzelnen Lösungsansätzen gut
sehen kann, ist der Finanzbedarf für 2023 sowie für die folgenden Jahre. Hier fällt einmal mehr auf,
dass sich immer mehr freiwillige Ausgaben kumulieren. Als Beispiel die Ausgaben für das «Gold
Label». Wir sind immer noch der Meinung, dass dieses Geld wenn schon in konkrete Projekte und
nicht in ein Label für auf das Briefpapier verwendet werden sollte.
Der Finanz- und Investitionsplan 2023 bis 2027 bestätigt den Trend vom letzten Jahr. Erfreulich ist,
dass wir ab dem Jahr 2026 ausgeglichene Ergebnisse erwarten können. Euphorie ist jedoch fehl am
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Platz, denn erstens kommt dieses Ergebnis, wie Markus Burren bereits erwähnt hat, aufgrund und vor
allem wegen des Wegfalls der Abschreibungen aus HRM1 und nicht durch konkrete Einsparungen
oder grössere Mehreinnahmen zustande. Wenn man einen Blick auf den Selbstfinanzierungsgrad der
nächsten Jahre wirft sieht man, dass trotz der besser werdenden Ergebnisse die Schulden wieder
zunehmen werden. Das heisst, wir werden unsere Investitionen nicht aus eigenen Mitteln finanzieren
können. Im Investitionsplan ist ersichtlich, welche zum Teil grossen Brocken vor allem bei den
Schulen auf uns zukommen werden.
Es gilt also weiterhin, sämtliche Ausgaben kritisch zu hinterfragen und keine zusätzlichen, freiwilligen
Aufgaben mit Kostenfolge der Gemeinde zu übertragen.
Im Weiteren möchte ich der Finanzverwaltung für die Erstellung dieser Planung recht herzlich danken,
insbesondere auch für die kleine Diplomarbeit, für die Antwort auf die Motion von Raymond Känel.
Die SVP-Fraktion kann den Politikplan sowie die Abschreibung der erwähnten Motion so zur Kenntnis
nehmen.

Esther Schwarz (SP): Aus dem Politikplan ist gut ersichtlich, welche Entwicklungsziele der Gemeinderat
für die nächsten Jahre für Zollikofen vorsieht. Es ist aus Sicht der SP begrüssenswert, dass diese
Ziele unter anderem aus der Bevölkerungsbefragung abgeleitet werden, da diese ja ein wichtiger
Gradmesser ist, wo in Zollikofen der Bevölkerung der Schuh drückt. Ebenfalls schön zu sehen und
positiv ist, dass das Umsetzungsprogramm Lösungsansätze zu allen Bereichen der Leitsätze enthält.
Das hilft, damit die Entwicklung in Zollikofen in verschiedenen Bereichen vorankommt.
Die SP begrüsst die Stossrichtung des Politikplans und geht davon aus, dass der Gemeinderat das in
Zollikofen mögliche Potential nutzt. So ist ja beispielsweise der behindertengerechte Zugang zum
Sekundarschulhaus, so wie in der von Petra eingereichten Motion genau ein Ziel, das auch im
Umsetzungsprogramm verfolgt wird (2.1.1, der öffentliche Raum ist weitgehend behinderten- und
altersgerecht ausgestaltet). Die Gemeinde Zollikofen unterhält die Infrastruktur gut, so wie es im
Politikplan und Investitionsplan zu sehen ist, Strassen, Schulhäuser etc., das ist wichtig für die
Erhaltung der Attraktivität der Gemeinde. Die SP spricht sich aber auch dafür aus, das mögliche
Potential in Zollikofen innovativ und möglichst rasch zu nutzen, um voranzukommen. Dazu ein paar
Beispiele:

 Den Ausbau der alternativen Energiequellen rasch vorantreiben, denn die drohende
Strommangellage führt uns die Notwendigkeit vor Augen und die Versorgung wird sicher auch
längerfristig ein Thema bleiben.

 Als zweites Beispiel das Ortsbild und der öffentliche Raum. Auch da ist es wichtig dranzubleiben.
Bei Punkt 1.5.1 steht, bis 2025 «die Begegnungsorte sind definiert und geprüft». Wir gehen
davon aus, dass bis 2025 auch schon Erkenntnisse aus dem Handlungsbedarf umgesetzt werden
können und nicht nur definiert und geprüft sind.

Danke dem Gemeinderat für den Einblick in die Entwicklungsschwerpunkte und für das zügige und
umsichtige Umsetzen derselben in den nächsten Jahren.

Annette Tichy-Gränicher (GFL): Wir haben den Politikplan interessiert zur Kenntnis genommen und
freuen uns insbesondere darüber, dass eine höhere Gewichtung von Umweltanliegen festgestellt
werden kann, so z. B. die Sensibilisierungskampagne zum Thema Abfallentsorgung. Noch gewünscht
hätten wir uns ein konkreteres Bekenntnis zum Thema energetisches Bauen: Eine «situative
Beratung der Bauherrschaft nach Bedarf», wie in Punkt 3.6.1.1 erwähnt, ist zwar sicher gut, aber in
diesem Bereich könnte sich das Engagement der Gemeinde noch deutlich verbessern.
Ebenfalls sehr interessant fanden wir die Darstellung der Auswirkungen einer allfälligen Erhöhung der
Steueranlage um einen halben bzw. ganzen Zehntel. Dadurch wären zwar keine gigantischen
Mehreinnahmen zu erwarten, allerdings wäre unserer Ansicht nach auch die Belastung für die
einzelnen Steuerpflichtigen nicht dermassen hoch, dass sie sich deswegen einen Wegzug aus
Zollikofen überlegen würden. Oder, dass sie interessierte Personen davon abhalten würden, neu in
unsere Gemeinde zu ziehen, wenn sonst das Gesamtpaket stimmt. Die Steuerbelastung ist nur ein
Kriterium in solchen Entscheidungsprozessen und selbst mit einer Anlage von 1.5 würde Zollikofen
noch zu den steuergünstigeren Gemeinden des Kantons Bern gehören.
Die GFL wird bei Traktandum 6 dem Budget 2023 zustimmen. Sollte sich allerdings die Finanzlage in
den nächsten Jahren verschlechtern, zeigt eine solche Berechnung auf, dass eine leichte Erhöhung
der Steueranlage durchaus zu verkraften wäre.
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Im Übrigen schliessen auch wir uns dem Dank für die sorgfältige und gute Ausarbeitung der Vorlage
an.

Marcel Remund (FDP): Die FDP-Fraktion dankt für die Erstellung des Politik- und Finanzplans. Wir
haben es gehört, der Finanzplan zeigt gegenüber der letztjährigen Version verbesserte Zahlen, vor
allem aufgrund von höheren Steuererträgen. Die höheren Steuererträge verdanken wir einer
vorausschauenden Raumplanung, welche attraktive Wohnprojekte ermöglicht und ein qualitatives
Bevölkerungswachstum gebracht hat. Das zeigt, dass keine Steuererhöhungen in den Folgejahren
angebracht sind. Potential besteht jedoch darin, die Ausgaben nicht weiter ansteigen zu lassen.
Denn, der Selbstfinanzierungsgrad liegt weiterhin deutlich unter 100 %, so dass ein Teil der
Investitionen fremdfinanziert werden muss.
Wir nehmen den Politikplan, den Finanzplan und die stillschweigende Abschreibung der Motion zur
Kenntnis.

Raymond Känel (Die Mitte): Wir haben vom Politikplan 2023 bis 2027 Kenntnis genommen und
danken für die gute Information und Darstellung. Ebenfalls nehmen wir Kenntnis von der
stillschweigenden Abschreibung unserer Motion.
Wir haben uns insbesondere mit dem Finanz- und Investitionsplan befasst. Es ist auf den ersten Blick
erfreulich, wie sich seit Einreichung unserer Motion die betrieblichen Ergebnisse ohne wirkliches
dazutun, dank besseren Prognosen bei den Steuereinnahmen und den Lastenausgleichen verbessert
haben. Fakt bleibt jedoch der ungenügende Cash-Flow für die Finanzierung von Investitionsvorhaben.
Und hier liegt vermutlich eine Gefahr für künftige Rechnungsergebnisse, insbesondere jetzt, im
Umfeld von steigenden Zinsen. Resultieren nämlich, zum Beispiel aus dem über den Erwartungen
liegenden Bevölkerungswachstum zusätzliche Investitionen (Stichwort «noch mehr Schulraum») oder
Kosten (z. B. höhere Kostenbeteiligung am ÖV in Folge Ausbau der Transportkapazitäten) wird das
unsere Ergebnisse rasch und spürbar beeinflussen.
Die Mitte schätzt aktuell die Risiken für unsere Gemeindefinanzen beim anhaltenden und offenbar
weiter erwünschten Wohnraum- und Bevölkerungswachstum (Stichwort Steinibachgrube) ein und wird
daher bei künftigen Wohnraumprojekten besonders kritisch sein. Zudem behalten wir uns vor, sofern
es die Situation erfordert, rasch eine moderate Steuererhöhung zu thematisieren. Die gute
Darstellung in den Unterlagen zu diesem Traktandum zeigt nämlich, dass schon eine Steuererhöhung
von 1.4 auf 1.45 wichtige Mehreinnahmen von Fr. 860‘000.00 bringt und die Steuererhöhungen auch
für Steuerpflichtige mit Kindern, mit einem Mehrbetrag von jährlich Fr. 67.25 und 103.25 doch sehr
moderat sind.

GGR-Präsident Matthias Widmer (FDP):Wir kommen zur Detailberatung des Politikplans.

Andreas Buser (GLP): Zu Seite 14 (3.4.1.3): «Kindergärten Steinibach in gutem Gebäudestandard
planen». Wir finden es wichtig, dass man aus den Fehlern bei der Planung der Schulraumerweiterung
Oberdorf lernt. Damals hat ja die Bauverwaltung argumentiert, dass es zum Zeitpunkt der Debatte im
Grossen Gemeinderat zu spät gewesen sei, noch auf Minergie A umzustellen, wie die GFL es
ursprünglich beantragt hatte. Wir gehen davon aus, dass Minergie A für den Neubau des
Kindergartens Steinibach von Anfang an angestrebt wird.
Ich habe noch etwas zu Seite 16: Ich habe festgestellt, dass der Lösungsansatz «Das Regenwasser
besser nutzen» 2017 ins Archiv verschoben worden ist. Für die Klimatage vor einem Monat hier in der
Aula hat der Gemeinderat die Leiterin des «Projekts Schwammstadt» vom Verband Schweizer
Abwasser- und Gewässerschutzfachleute (VSA) zu einer Präsentation eingeladen. Dort ist
eindrücklich aufgezeigt worden, wie Regenwasser für eine Kühlwirkung genutzt werden kann und so
Hitzesommer erträglicher gemacht werden können. Vielleicht holt sich ja der Gemeinderat diesen
Lösungsansatz aufs nächste Jahr aus dem Archiv zurück.

Kenntnisnahme
1. Der Politikplan 2023 bis 2027 wird zur Kenntnis genommen.
2. Die stillschweigende Abschreibung der Motion Raymond Känel (Die Mitte) und

Mitunterzeichnende betreffend «Abbau strukturelles Defizit in der Legislatur 2021 bis 2025» wird
zur Kenntnis genommen.


